


Freitag, den 7. März 200324 HmbGVBl. Nr. 8

§ 1
(1) Der Bebauungsplan Langenhorn 64 für den Geltungs-

bereich Essener Straße – Südgrenze des Flurstücks 9446 der
Gemarkung Langenhorn – Landesgrenze – Bahnanlagen –
Langenhorner Chaussee (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 432)
wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zur
kostenfreien Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs in der Fas-
sung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I 
S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850,
2852), bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind,
kann ein Entschädigungsberechtigter Entschädigung ver-
langen. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch her-
beiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Ent-
schädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind,
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,
wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Im Gewerbegebiet sind außerhalb der mit „(a)“ bezeich-
neten Fläche Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
die nicht im räumlichen und wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit Gewerbebetrieben stehen, unzulässig.

2. In den Gewerbegebieten sind Einzelhandelsbetriebe
unzulässig. Auf der mit „(a)“ bezeichneten Fläche können
Läden ausnahmsweise zugelassen werden.

3. In den Gewerbegebieten werden Ausnahmen für Ver-
gnügungsstätten ausgeschlossen.

4. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von öffentlichen
Straßenverkehrsflächen und Flächen für wasserwirtschaft-
liche Maßnahmen sind Geländeaufhöhungen oder Ab-
grabungen im Kronenbereich dieser Bäume unzulässig.

5. Im Gewerbegebiet ist auf ebenerdigen Stellplatzanlagen für
je vier Stellplätze ein großkroniger Baum zu pflanzen.

6. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwenden.
Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang von
mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen.

§ 3

Für einen Teilbereich des Bebauungsplans wird die Verord-
nung zum Schutze von Landschaftsteilen in den Gemarkungen
Langenhorn, Fuhlsbüttel und Klein Borstel vom 31. Mai 1960
(HmbGVBl. S. 325), zuletzt geändert am 3. September 2002
(HmbGVBl. S. 245, 246), aufgehoben.

§ 4

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gesetz

über den Bebauungsplan Langenhorn 64

Vom 25. Februar 2003

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 25. Februar 2003.

Der Senat


